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1. Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. 3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Verletztengeld und -rente
aufgrund eines Arbeitsunfalles vom 14. November 2013.

Der am 2. Mai 1946 geborene KlÃ¤ger arbeitete seit ca. 1986 als bei der Beklagten
freiwillig gesetzlich unfallversicherter selbststÃ¤ndiger Taxifahrer. Seit dem 1. Juni
2011 erhÃ¤lt der KlÃ¤ger eine Altersrente von der DRV und war zunÃ¤chst
weiterhin als selbststÃ¤ndiger Taxifahrer in Hamburg tÃ¤tig. Am 14. November
2013 erlitt der KlÃ¤ger bei seiner TÃ¤tigkeit einen Unfall, als ein hinter ihm
stehendes Taxifahrzeug losrollte und sein linkes Bein zwischen seinem Taxi und
dem anfahrenden Taxi eingeklemmt wurde und er auf die Motorhaube aufschlug.
Hierbei zog er sich eine Unterschenkelschaftfraktur links mit zweitgradigem
Weichteilschaden, die operativ mit einem entsprechenden Nagel versorgt wurde,
eine Contusio bulbi links sowie eine SchÃ¼rfwunde an der linken Augenbraue zu.
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Das Berufsgenossenschaftliche Unfallkrankenhaus erstattete am 25. April 2014
einen neurologischen Befundbericht. Es habe sich kein Anhalt fÃ¼r eine
umschriebene, durch eine LÃ¤sion von peripheren Nerven hervorgerufene
LÃ¤hmung gefunden. Die VerschmÃ¤chtigung der gesamten Muskulatur und damit
im Seitenvergleich insgesamt verminderten Kraft an der linken unteren ExtremitÃ¤t
sei im Rahmen einer verminderten Verwendung des linken Beines auf Grund der
Unfallfolgen auf unfallchirurgischem Fachgebiet zu werten. Die geschilderte
Minderung der SensibilitÃ¤t, welche am gesamten linken Bein bei BerÃ¼hrung
angegeben werde, sei nicht objektivierbar auf das Versorgungsgebiet einzelner
peripherer Nerven eingrenzbar.

Unter dem 1. August 2014 teilte der behandelnde Facharzt fÃ¼r Chirurgie und
Unfallchirurgie Dr. D. der Beklagten mit, dass sich der KlÃ¤ger mit freier
Beweglichkeit im Bereich beider Kniegelenke und Sprunggelenke vorgestellt habe.
So sei die Beweglichkeit beidseits bei 0-0-130Â° (Streckung-Beugung) im Bereich
der Kniegelenke sowie 20-0-40Â° beidseits fÃ¼r die dorsal-plantare Flexion 3/3 im
oberen Sprunggelenk beidseits gegeben. Die Sensomotorik und Perfusion seien
ohne Befund. Das Bein sei schlank und es liege kein Druckschmerz mehr im alten
Frakturspalt vor. Der KlÃ¤ger klage noch Ã¼ber Beschwerden, die nach seiner
Auffassung eine Aufnahme der ArbeitstÃ¤tigkeit ab dem 1. August 2014 nicht
ermÃ¶glichen wÃ¼rden. Nach der EinschÃ¤tzung von Dr. D. werde eine Minderung
der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) im rentenberechtigenden AusmaÃ�e nicht verbleiben.
Am 13. August 2014 berichtete Dr. D. von der Untersuchung des KlÃ¤gers am
Vortag und teilte der Beklagten mit, der KlÃ¤ger habe Ã¼ber Schmerzen berichtet
und spanne bei der BewegungsÃ¼berprÃ¼fung demonstrativ gegen. Der KlÃ¤ger
sei weiterhin arbeitsfÃ¤hig.

Am 14. August 2014 stellte sich der KlÃ¤ger erstmals beim Facharzt fÃ¼r
Neurologie, Schlafmedizin, Psychotherapie und Psychiatrie Dr. E. vor, der mit
Befundbericht vom 22. August 2014 mitteilte, dass ArbeitsunfÃ¤higkeit unter der
Diagnose einer mittelgradigen depressiven Episode und einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung bestehe. Der KlÃ¤ger habe berichtet, dass er unter einer
diffusen SchlafstÃ¶rung leide und am 26. August 2014 in B. untersucht werden
solle. Daher seien seine Ã�ngste und Unsicherheit mehr geworden.

Am 27. August 2014 erstellten Prof. Dr. J., Dr. G. und Dr. S. das Erste
Rentengutachten auf orthopÃ¤disch/chirurgischem Fachgebiet. Es lÃ¤gen eine
unter geringer Val-gusstellung knÃ¶chern verheilte Unterschenkelschaftfraktur links
mit einliegendem Schienbein-Marknagel, eine mÃ¤Ã�iggradige
BewegungseinschrÃ¤nkung des Knie- und Sprunggelenkes links sowie eine
Muskelminderung des linken Beines vor. Aus unfallchirurgischer Sicht kÃ¶nne der
KlÃ¤ger wieder als Taxifahrer arbeiten. Die MdE wurde vom 27. August 2014 bis 31.
Dezember 2014 mit 10 v. H. eingeschÃ¤tzt, danach liege sie unter 10 v. H.

Dr. D. teilte am 23. Oktober 2014 mit, dass er am Vortag bei dem KlÃ¤ger die
Schraube entfernt habe. Ab diesem Tag sei der KlÃ¤ger erneut arbeitsunfÃ¤hig. Der
KlÃ¤ger habe aber berichtet, dass der Neurologe ihn bereits arbeitsunfÃ¤hig
geschrieben habe.
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Unter dem 12. November 2014 fertigte der Facharzt fÃ¼r Augenheilkunde Dr. Bw.
ein augenÃ¤rztliches Zusatzgutachten. Der KlÃ¤ger habe als Folge eines
Arbeitsunfalles linksseitig eine Unterschenkelfraktur und eine SchÃ¤delprellung
erlitten. Auf augenÃ¤rztlichem Fachgebiet seien eine Orbitaprellung und ein
Hyposphagma des linken Auges diagnostiziert worden. Diese seien folgenlos
verheilt. Eine darÃ¼berhinausgehende SchÃ¤digung der Augen habe nicht
bestÃ¤tigt werden kÃ¶nnen und kÃ¶nne auch bei der gutachterlichen Untersuchung
nicht gefunden werden. Die Defekte der Netzhaut seien auf dem rechten Auge
infolge einer milden altersabhÃ¤ngigen Makuladegeneration entstanden. Links liege
ein Zustand nach einer peripheren Chlorioretinitis, mÃ¶glicherweise auf dem Boden
einer okulÃ¤ren Toxoplasmose, vor. Unfallfolgen auf augenÃ¤rztlichem Fachgebiet
kÃ¶nnten nicht benannt werden, die MdE sei mit unter 10 v. H. einzuschÃ¤tzen.

Am 6. November 2014 fertigte der Facharzt fÃ¼r Neurologie Dr. Gk. ein
nervenÃ¤rztliches Zusatzgutachten und fÃ¼hrte aus, unfallbedingte neurologische
Ausfallerscheinungen kÃ¶nnten beim KlÃ¤ger nicht festgestellt werden. Die vom
KlÃ¤ger geklagten Belastungsinsuffizienz und Schmerzen seien nicht auf eine
NervenschÃ¤digung zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Eine eigenstÃ¤ndige psychische Diagnose
aufgrund von Unfallfolgen kÃ¶nne nicht benannt werden. Eine messbare MdE auf
neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet sei nicht festzustellen. Die im Vorfeld
gestellte Diagnose einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung sei nicht
nachvollziehbar, weil weder das Unfallereignis nach objektiven Kriterien geeignet
erscheine, ein solche psychoreaktive StÃ¶rung hervorzurufen, noch fÃ¤nden sich
Hinweise fÃ¼r eine durch das Unfallereignis hervorgerufene primÃ¤re psychische
Traumatisierung.

Am 10. Dezember 2014 nahmen die Chirurgen Dr. G. und Dr. S. zur
Gesamtminderung der ErwerbsfÃ¤higkeit nach Vorlage der Zusatzgutachten in der
Weise Stellung, dass diese bis zum 31. Januar 2014 mit 10 v. H. und danach mit
unter 10 v. H. anzunehmen sei.

Mit Bescheid vom 14. Januar 2014 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Rente
ab. Die ErwerbsfÃ¤higkeit sei nicht um wenigstens 20 v. H. gemindert. Als Folgen
des Arbeitsunfalls lÃ¤gen eine BewegungseinschrÃ¤nkung des linken Knie- und
Sprunggelenkes sowie eine Muskelminderung des linken Beines vor. UnabhÃ¤ngig
vom Arbeitsunfall lÃ¤gen eine Weitsichtigkeit, Stabsichtigkeit und
Altersweitsichtigkeit beidseitig, eine Schwachsichtigkeit des rechten Auges, ein
Siccasyndrom beidseitig, eine vorhandene Hinterkammerkunstlinse im rechten
Auge mit Makuladegeneration, ein grauer Star links, eine periphere
Netzhautvernarbung links bei Zustand nach einer EntzÃ¼ndung der Netzhaut sowie
eine leichte HÃ¶rminderung vor.

Am 13. April 2015 und 1. Juni 2015 gab Dr. Gk. an, dass zum Zeitpunkt seiner
Untersuchung am 16. Oktober 2014 keine gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen
von Krankheitswert vorgelegen hÃ¤tten. Allerdings sei im Bericht von Dr. E. vom 22.
August 2014 Ã¼ber vorÃ¼bergehende psychische BeeintrÃ¤chtigungen in Form
einer depressiven StÃ¶rung und einer ebenfalls vorÃ¼bergehenden
SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung im Versorgungsgebiet des Nervus peronaeus berichtet
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worden, die eine unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 14. August 2014 bis zum
19. September 2014 begrÃ¼nden wÃ¼rden.

Mit Bescheid vom 24. Juni 2015 lehnte die Beklagte EntschÃ¤digungsleistungen aus
der gesetzlichen Unfallversicherung aufgrund der Gesundheitsbeschwerden bzw.
Erkrankungen auf neurologisch-psychiatrischem Gebiet ab dem 1. August 2014 ab.
Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Beklagte aus, dass eine unfallbedingte
ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund des Unterschenkelschaftbruches bis zum 31. Juli 2014
gegeben sei. Am 14. August 2014 habe sich der KlÃ¤ger aufgrund psychischer
Beschwerdesymptomatik bei Dr. E. vorgestellt. Als Diagnose sei eine
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung sowie eine depressive Episode beschrieben
worden. Nach dem Gutachten von Dr. Gk. vom 6. November 2014 seien auf
neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet keine Unfallfolgen festzustellen.

Mit Schriftsatz vom 24. Juli 2015 legte der KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom 24. Juni
2015 Widerspruch ein. Er reichte einen Ã¤rztlichen Bericht vom 6. August 2015 von
Dr. E. ein. Dieser berichtete, dass der KlÃ¤ger an einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung und an einer mittelgradigen depressiven Episode leide. Die
Beschwerden und GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers auf neurologisch-
psychiatrischem Gebiete seien als Folge des Unfalles anzusehen. Vorher sei der
KlÃ¤ger weder Ã¤ngstlich noch depressiv oder traumatisiert gewesen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 31. August 2015 wies die Beklagte den Widerspruch
des KlÃ¤gers gegen den Bescheid vom 24. Juni 2015 zurÃ¼ck und fÃ¼hrte aus,
dass Leistungen auf neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet fÃ¼r die Zeit ab 1.
August 2014 abgelehnt wÃ¼rden. Nach den eingeholten Gutachten bestehe kein
Zusammenhang zwischen dem Arbeitsunfall und den psychischen StÃ¶rungen beim
KlÃ¤ger. Seit dem 1. August 2014 bestehe ArbeitsfÃ¤higkeit auf unfallchirurgischem
Fachgebiet. Dies ergebe sich aus den Behandlungsberichten von Dr. D â�¦

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 2. Oktober 2015 Klage erhoben (S 40 U 243/15). Zur
BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, er leide weiterhin unter unfallbedingten
StÃ¶rungen, insbesondere auf neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet.

Prof. Dr. L. vom DF Hannover hat im Befundbericht vom 10. Juni 2016 an die
Beklagte mitgeteilt, dass sich bei dem KlÃ¤ger unverÃ¤ndert ein relativ komplexes
Schmerzbild zeige, das schon eher einem posttraumatischen Schmerzsyndrom
entspreche. Der Patient zeige auch in unbeobachteten Momenten nach dem
Aufstehen aus dem Sitzen eine deutliche Gangunsicherheit mit anscheinenden
Einlaufbeschwerden. Er setze seinen Gehstock regulÃ¤r zur Entlastung des linken
Beines ein.

Seit August 2016 hat sich der KlÃ¤ger in Behandlung im Zentrum fÃ¼r
Schmerzmedizin bei DrSÃ¶. befunden. Dr. SÃ¶. hat im Befundbericht an die
Beklagte vom 21. Oktober 2016 mitgeteilt, dass eine chronische Schmerzkrankheit
mit somatischen und psychischen Faktoren vorliege. Es bestehe ein
neuropathischer Schmerz und ein tendomyotisches Schmerzsyndrom, wobei eine
psychosoziale VerstÃ¤rkung mit Insomnie hinzukomme.
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Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers hat die Beklagte mit Bescheid vom 29. November
2016 die Verletztengeldzahlung aufgrund der chirurgischen Wiedererkrankung nach
Marknagelentfernung mit Ablauf des 29. November 2016 eingestellt und zur
BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass nach den vorliegenden Unterlagen mit dem
Eintritt der ArbeitsfÃ¤higkeit beim KlÃ¤ger nicht zu rechnen sei. Qualifizierte
MaÃ�nahmen, die einen Anspruch auf Ã�bergangsgeld auslÃ¶sen kÃ¶nnten, seien
nicht zu erbringen. Das Verletztengeld ende daher nach Â§ 46 Abs. 3 des Siebten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) mit Ablauf der 78. Woche nach Beginn der
ArbeitsunfÃ¤higkeit.

Am 7. Januar 2017 haben Prof. Dr. J., Dr. G. und Dr. Be. ein Zweites
Rentengutachten gefertigt und sind zu dem Ergebnis gekommen, dass die MdE
beim KlÃ¤ger ab dem Tag der Untersuchung und auch ab dem 30. November 2016
mit 10 v. H. einzuschÃ¤tzen sei. Am 13. Februar 2017 hat Dr. Gk. auf neurologisch-
psychiatrischem Fachgebiet ausgefÃ¼hrt, dass beim KlÃ¤ger aufgrund einer
HautnervenschÃ¤digung mit SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen in HÃ¶he des linken
Sprunggelenkes und der Innenseite des linken FuÃ�es ein chronisches
Schmerzsyndrom bestehe, welches auch den Einsatz von Schmerzmitteln und einer
speziellen Schmerztherapie erforderlich machen wÃ¼rde. Als Unfallfolgen kÃ¶nnten
eine SensibilitÃ¤tsminderung am InnenknÃ¶chel und inneren FuÃ�rand links sowie
ein chronisches neurogen bedingtes Schmerzsyndrom festgestellt werden. Die MdE
sei mit 10 v. H. einzuschÃ¤tzen. Die auf das Unfallereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hrenden
Schmerzen gingen mittlerweile Ã¼ber die Ã¼blichen Schmerzen hinaus. Es seien
Ã�berschneidungen mit dem unfallchirurgischem Fachgebiet festzustellen. Am 6.
MÃ¤rz 2017 haben Prof. Dr. J., Dr. G. und Dr. Be. mitgeteilt, dass die Gesamt-MdE
10 v. H. betrage, weil die auf neurologischem und unfallchirurgischem Fachgebiet
beurteilten Unfallfolgen sich Ã¼berschnitten.

Mit Bescheid vom 26. April 2017 hat die Beklagte die GewÃ¤hrung einer
Verletztenrente mit der BegrÃ¼ndung abgelehnt, dass nach den eingeholten
Gutachten keine rentenberechtigende MdE vorliege. Als Folgen des Arbeitsunfalles
wurden eine BewegungseinschrÃ¤nkung des linken Kniegelenkes, eine
Muskelminderung des linken Ober- und Unterschenkels, ein herabgesetzter
Kalksalzgehalt des linken Unterschenkels, eine SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung am
InnenknÃ¶chel und am inneren FuÃ�rand links sowie ein chronisches und
neurogenes Schmerzsyndrom anerkannt.

Mit Schreiben vom 2. Juni 2017 hat der KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom 26. April
2017 Widerspruch eingelegt, den er nicht begrÃ¼ndet hat.

Dr. E. hat am 8. Juni 2017 Ã¼ber die fÃ¼nf probatorischen psychotherapeutischen
Sitzungen des KlÃ¤gers bei ihm berichtet. Er hat den Verdacht einer
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung geÃ¤uÃ�ert sowie die Diagnosen einer
Insomnie sowie einer Angst- und depressiven StÃ¶rung gestellt.

Mit Widerspruchsbescheid vom 21. Dezember 2017, zugestellt am 27. Dezember
2017, hat die Beklagte den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen. Nach
den eingeholten Gutachten ergebe sich in der Gesamtschau, dass die MdE mit unter
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20 v. H. zu bewerten sei und somit nicht im rentenberechtigenden Grade liege.

Am Montag, den 29. Januar 2018 hat der KlÃ¤ger auch hiergegen Klage (S 40 U
29/18) erhoben, die er nicht begrÃ¼ndet hat.

Das Sozialgericht hat Befundberichte von Dr. E. vom 30. November 2017, der Klinik,
dem Facharzt fÃ¼r Chirurgie und Unfallchirurgie Dr. D. vom 4. Dezember 2017,
dem Facharzt fÃ¼r Chirurgie und Unfallchirurgie Dr. Bc. vom 19. November 2017,
dem Arzt fÃ¼r Allgemeinmedizin und AnÃ¤sthesiologie und spezielle
Schmerztherapie Dr. SÃ¶. vom 8. Dezember 2017, dem Chirurgen Sch. vom 30.
Dezember 2017, dem Reha-Zentrum vom 11. November 2015, der Klinik am BS.
und dem Facharzt fÃ¼r Chirurgie, Unfallchirurgie und OrthopÃ¤die Dr. Fs. vom 22.
Januar 2018 eingeholt.

Das Gericht hat ferner Beweis erhoben durch Einholung eines
nervenfachÃ¤rztlichen Gutachtens von Dr. Fb. vom 23. April 2018.
GesundheitsstÃ¶rungen auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet seien nicht festzustellen.
FÃ¼r die Vergangenheit sei von Dr. E. eine Depression angenommen worden. Es sei
insoweit nicht ausgeschlossen, dass eine depressive AnpassungsstÃ¶rung bei
anhaltenden Belastungsfaktoren zeitweise bestanden und der Behandlung bedurft
habe. Eine mittelschwere depressive Episode oder posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung seien hingegen nicht belegt. Ein Unfallzusammenhang der
StÃ¶rung bestehe nicht, zumal sich ein neurologisches und/oder psychiatrisches
StÃ¶rungsbild nicht habe sichern lassen. Auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet habe
ein ArbeitsunfÃ¤higkeit verursachendes Beschwerdebild nicht bestanden. Im
testpsychologischen Zusatzgutachten sei ausgefÃ¼hrt worden, dass aufgrund der
unplausiblen Punkte im Testprofil testpsychologisch keine sichere Aussage Ã¼ber
eine eingeschrÃ¤nkte kognitive LeistungsfÃ¤higkeit gemacht werden kÃ¶nne. Dies
bedeute nicht, dass solche Defizite unter bestimmten Bedingungen nicht trotzdem
angenommen bzw. vom KlÃ¤ger so wahrgenommen werden kÃ¶nnten. Der KlÃ¤ger
sei im Rahmen des Unfalls von dem Fahrer eines hinter seinem Taxi haltenden
anderen Taxis angefahren worden und habe sich dabei eine Unterschenkelfraktur
zugezogen. Dieser Vorgang sei nicht geeignet, bei dem bis dahin seelisch gesunden
Mann einen seelischen Erstschaden zu setzen, entsprechend sei die Entwicklung
einer TraumafolgenstÃ¶rung von vornherein ausgeschlossen gewesen. Die
kÃ¶rperlichen Unfallfolgen seien komplikationslos in regelhafter Zeit ausgeheilt. Das
Material sei komplikationslos entfernt worden. Hieraus lasse sich keine seelische
StÃ¶rung begrÃ¼nden. Die Unfallfolgen hÃ¤tten auch keinen seelisch labilen
Menschen getroffen, der mehr als andere dazu prÃ¤disponiert gewesen sei, bei
einer auch geringen kÃ¶rperlichen Verletzungsfolge eine psychogene Symptomatik
zu entwickeln. Denn der Betroffene sei nach seinen Angaben vor dem Unfall
seelisch nie krank gewesen. Dr. Gk. sei in seinem Gutachten vom 13. Februar 2017
dann von einem chronischen Schmerzsyndrom ausgegangen. Diese EinschÃ¤tzung
sei im vorliegenden Gerichtsverfahren zu recht nicht berÃ¼cksichtigt worden. Denn
auf nervenfachÃ¤rztlichem Fachgebiet liege eine messbare MdE nach wie vor nicht
vor.

Mit Beschluss vom 15. Juni 2018 hat das Gericht im Termin zur mÃ¼ndlichen
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Verhandlung und Beweisaufnahme die Klagen zur gemeinsamen Verhandlung und
Entscheidung verbunden. Das Sozialgericht hat die Klagen nach AnhÃ¶rung des
SachverstÃ¤ndigen im Termin am 15. Juni 2018 abgewiesen. Der KlÃ¤ger habe
weder einen Anspruch auf die GewÃ¤hrung von Verletztengeld im Zeitraum vom 10.
September 2014 bis 2. Juni 2015 noch Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer
Verletztenrente aufgrund des Unfallereignisses vom 14. November 2013. Es lasse
sich nicht mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit feststellen, dass der
Arbeitsunfall im Zeitraum vom 10. September 2014 bis 2. Juni 2015 Unfallfolgen
verursacht habe, die ArbeitsunfÃ¤higkeit auf neurologisch-psychiatrischem
Fachgebiet begrÃ¼ndeten oder die ErwerbsfÃ¤higkeit in rentenberechtigendem
MaÃ�e minderten. Zwar sei er in diesem Zeitraum von Dr. E. unter den Diagnosen
einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung und einer mittelgradigen depressiven
Episode behandelt und fÃ¼r arbeitsunfÃ¤hig gehalten worden. Dieses stehe aber
nicht in einem ursÃ¤chlichen Zusammenhang mit dem Arbeitsunfall. Zutreffend
weise Dr. Fb. darauf hin, dass eine unfallbedingte psychiatrische Diagnose nach den
Diagnosemanualen (ICD-10 oder DSM-5) nicht vorgelegen habe. Insbesondere liege
keine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung vor, wie sie der behandelnde Arzt Dr. E.
ohne eine konkrete Befunderhebung oder -beschreibung anhand der
Diagnosemanuale ICD-10 oder DSM-5 als aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisstand geÃ¤uÃ�ert habe. Es mangele auch bereits an einem seelischen
Gesundheitserstschaden, der den Traumaprozess in Gang gesetzt haben kÃ¶nnte,
wie auch an den "A-Kriterien", denn es habe kein lebensbedrohendes,
katastrophales Unfallereignis vorgelegen. Psychische AuffÃ¤lligkeiten im
Zusammenhang mit dem Unfallereignis seien zeitnah zu diesem weder
dokumentiert noch in anderer Form nachgewiesen. Eine psychogene StÃ¶rung sei
weder im Unfallzusammenhang â�� zeitnah â�� behandelt noch Ã¤rztlich
festgestellt. Damit mangele es insgesamt an einem nachgewiesenen seelischen
Gesundheitserstschaden, so dass eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung bereits
definitionsgemÃ¤Ã� nach den anzuwendenden Diagnosemanualen (ICD-10 oder
DSM-5) und den Kriterien eines Arbeitsunfalles im Sinne des Â§ 8 Abs. 1 SGB VII
nicht vorliege. Die Unfallfolgen, die die Beklagte festgestellt habe, begrÃ¼ndeten
auch keine MdE von 20 v. H.

Gegen dieses dem BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers am 28. Juni 2018 zugestellte
Urteil hat dieser am 23. Juli 2018 Berufung eingelegt. Die Berufung ist nicht
begrÃ¼ndet worden, sondern es sind lediglich im Hinblick auf eine noch
einzuholende Ã¤rztliche Stellungnahme wiederholt FristverlÃ¤ngerungsantrÃ¤ge
gestellt worden.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 15. Juni 2018
und den Bescheid vom 24. Juni 2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 31.
August 2015 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger im Zeitraum
vom 20. September 2014 bis zum 2. Mai 2015 Verletztengeld aufgrund der
unfallbedingten neurologisch/psychiatrischen Erkrankungen zu gewÃ¤hren sowie
den Bescheid vom 26. April 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 21.
Dezember 2017 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger eine
Verletztenrente aufgrund des Unfallereignisses vom 14. November 2013 zu
gewÃ¤hren.
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Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der KlÃ¤ger erstmals einen vorlÃ¤ufigen
Arztbrief der AS Klinik Ã¼ber einen stationÃ¤ren Aufenthalt vom 28. MÃ¤rz bis 15.
Mai 2019 vorgelegt. Dort wurde neben einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung
auch ein chronisches Schmerzsyndrom angegeben. Als Beschwerden hat der
KlÃ¤ger dort Schmerzen in beiden Beinen angegeben. Des Weiteren hat der KlÃ¤ger
einen Befundbericht der DF vom 18. Oktober 2019 eingereicht. Auch in diesem
Bericht wird von einem chronischen Schmerzsyndrom ausgegangen, wobei sich ein
Normalbefund der untersuchten motorischen Nerven ergeben hatte. Eine
Seitendifferenz hinsichtlich der unfallgeschÃ¤digten Seite habe nicht vorgelegen. Im
betreuungsrechtlichen psychiatrischen Gutachten vom 6. Februar 2018 ist die
FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. C. von einer schweren
depressiven Episode beim KlÃ¤ger ausgegangen. Eine PrÃ¼fung der KausalitÃ¤t im
unfallrechtlichen Sinne ist nicht erfolgt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Prozessakte, die Verwaltungsakte und die Sitzungsniederschrift vom 4. Dezember
2019 ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte (Â§Â§ 143, 144 SGG) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige, insbesondere
form- und fristgerecht eingelegte (Â§ 151 SGG) Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Der
Antrag auf Verletztengeldzahlung war dabei nicht nur im Hinblick auf neurologisch-
psychiatrische Ursachen der ArbeitsunfÃ¤higkeit, sondern von Amts auch im
Hinblick auf andere Ursachen zu prÃ¼fen. Das Sozialgericht hat die zulÃ¤ssige
kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage zu Recht abgewiesen. Die
angefochtenen Bescheide der Beklagten sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den
KlÃ¤ger daher nicht in dessen Rechten.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Verletztengeld im Zeitraum vom 20.
September 2014 bis zum 2. Mai 2015. Anspruch auf Verletztengeld haben
Versicherte nach Â§ 45 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) u. a., wenn
sie infolge des Versicherungsfalls arbeitsunfÃ¤hig sind oder wegen einer
MaÃ�nahme der Heilbehandlung eine ganztÃ¤gige ErwerbstÃ¤tigkeit nicht
ausÃ¼ben kÃ¶nnen. Die Verletzungen des KlÃ¤gers auf chirurgischem Fachgebiet
waren zum 1. August 2014 soweit ausgeheilt, dass er seine TÃ¤tigkeit als Taxifahrer
hÃ¤tte ausÃ¼ben kÃ¶nnen. Dr. D. stellte am 1. August 2014 fest, dass zu diesem
Zeitpunkt eine freie Beweglichkeit im Bereich beider Kniegelenke und
Sprunggelenke vorgelegen habe und sensomotorische AusfÃ¤lle ebenfalls nicht
vorgelegen hÃ¤tten. Entgegenstehende Befunde, die eine andere EinschÃ¤tzung
begrÃ¼nden kÃ¶nnten, liegen nicht vor. Auch Prof. Dr. J., Dr. G. und Dr. S. stellten
in ihrem Gutachten vom 27. August 2014 nur noch eine mÃ¤Ã�iggradige
BewegungseinschrÃ¤nkung des linken Knie- und Sprunggelenkes fest. Allerdings
teilte Dr. D. am 23. Oktober 2014 zum streitigen Zeitraum mit, dass er am Vortag
beim KlÃ¤ger eine Schraube entfernt habe und der KlÃ¤ger nunmehr erneut
arbeitsunfÃ¤hig sei. Bereits zuvor hatte allerdings Dr. E. am 14. August 2014 eine
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ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund einer Depression und einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung angenommen und auch fÃ¼r die weiteren ZeitrÃ¤ume eine
ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund der zuvor genannten Diagnosen festgestellt.
Verletztengeld wird nur dann gezahlt, wenn die ArbeitsunfÃ¤higkeit wesentlich
durch die Folgen des Versicherungsfalles verursacht wird. Dies ist dann nicht der
Fall, wenn wÃ¤hrend einer unfallunabhÃ¤ngigen ArbeitsunfÃ¤higkeit ein
unfallbedingter Zustand, der fÃ¼r sich ebenfalls ArbeitsunfÃ¤higkeit bedingen
wÃ¼rde, auftritt. Erst nach Beendigung der unfallfremden ArbeitsunfÃ¤higkeit ist
dann Verletztengeld zu zahlen (BSG, Urteil vom 26. Mai 1977 â�� 2 RU 80/76, BSGE
44, 22). Die auf psychiatrischem Fachgebiet bereits seit dem 14. August 2014
vorliegende ArbeitsunfÃ¤higkeit war unfallunabhÃ¤ngig und bestand bereits vor
Hinzutreten der erneuten unfallbedingten ArbeitsunfÃ¤higkeit auf chirurgischem
Fachgebiet. Von Dr. E. wurden im streitigen Zeitraum eine Depression und eine
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung diagnostiziert. Eine solche posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung hat sich allerdings nicht bestÃ¤tigt. Weder war der Unfall an
sich geeignet, eine solche StÃ¶rung auszulÃ¶sen, noch sind die weiteren Kriterien
einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung erfÃ¼llt. Zwischen der ferner
diagnostizierten Depression und dem Unfall besteht nach den schlÃ¼ssigen und
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen von Dr. Fb. kein Zusammenhang. Die
kÃ¶rperlichen Unfallfolgen sind komplikationslos in regelhafter Zeit ausgeheilt und
das Material komplikationslos entfernt worden. Hieraus lÃ¤sst sich nicht die
Entstehung einer seelischen StÃ¶rung begrÃ¼nden. Die Unfallfolgen haben auch
keinen seelisch labilen Menschen getroffen, der mehr als andere dazu
prÃ¤disponiert gewesen ist, bei einer auch geringen kÃ¶rperlichen Verletzungsfolge
eine psychogene Symptomatik zu entwickeln. Eine chronische SchmerzstÃ¶rung
wurde erstmals im FrÃ¼hjahr 2016 befundet. UnabhÃ¤ngig von der Frage, ob der
Unfall Ã¼berhaupt eine wesentliche Ursache fÃ¼r die SchmerzstÃ¶rung gewesen
ist, ist das Vorliegen einer solchen fÃ¼r den hier noch streitigen Zeitraum der
Verletztengeldzahlung nicht nachgewiesen, da Befunde, die eine SchmerzstÃ¶rung
fÃ¼r diesen Zeitraum belegen, nicht vorliegen.

Der KlÃ¤ger hat auch keinen Anspruch auf eine Verletztenrente. Versicherte haben
Anspruch auf eine Verletztenrente, wenn ihre ErwerbsfÃ¤higkeit in Folge eines
Versicherungsfalles Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall hinaus um
wenigstens 20 v. H. gemindert ist (Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). Die MdE richtet sich
gemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 2 Satz 1 SGB VII nach dem Umfang der sich aus der
BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens
ergebenden verminderten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten Gebiet des
Erwerbslebens. Es ist auf den MaÃ�stab der individuellen ErwerbsfÃ¤higkeit des
Verletzten vor Eintritt des Versicherungsfalls abzustellen (BSG, Urteil vom 26.
November 1987 â�� 2 RU 22/87, SozR 2200 Â§ 581 Nr. 27). MaÃ�geblich ist aber
nicht die konkrete BeeintrÃ¤chtigung im Beruf des Versicherten, sondern eine
abstrakte Berechnung (vgl. Bereiter-Hahn/Mehrtens, Gesetzliche Unfallversicherung,
Stand 3/2017, Â§ 56 Rn. 10.1).

Auf chirurgischem Fachgebiet ist der EinschÃ¤tzung von Prof. Dr. J., Dr. G. und Dr.
S. im Zweiten Rentengutachten zu folgen, dass die MdE mit 10 v. H. einzuschÃ¤tzen
ist. Die Unterschenkelschaftfraktur ohne Gelenkbeteiligung ist unter geringer
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Valgusstellung knÃ¶chern verheilt und nur eine mÃ¤Ã�iggradige
BewegungseinschrÃ¤nkung des Knie- und Sprunggelenkes links sowie eine
Muskelminderung des linken Beines sind verblieben. Daraus ergeben sich keine
Funktionsbehinderungen, die eine MdE von mehr als 10 v. H. begrÃ¼nden.

Von Dr. Gk. ist ein neurogen bedingtes chronisches Schmerzsyndrom angenommen
worden, das mit einer MdE von 10 v. H. zu bewerten sei. In dem vom KlÃ¤ger in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgelegten Befundbericht des DF vom 18. Oktober
2019 ergab sich hingegen im Rahmen des elektroneurographischen Befundes ein
Normalbefund der betroffenen Nerven. Auch eine Seitendifferenz bezÃ¼glich der
unfallgeschÃ¤digten Seite lag bei dem KlÃ¤ger, der Ã¼ber Schmerzen in beiden
Beinen klagt, nicht vor. Letztlich kann dies aber auch offenbleiben, denn selbst bei
Annahme eines neurogenbedingten chronischen Schmerzsyndroms ist die MdE
hierfÃ¼r hÃ¶chstens mit 10 v. H. einzuschÃ¤tzen und Ã¼berschneidet sich mit den
EinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers auf unfallchirurgischem Fachgebiet. Eine
rentenberechtigende MdE ergibt sich daher auch unter BerÃ¼cksichtigung eines
solchen Schmerzsyndroms nicht.

Eine hÃ¶here MdE lÃ¤sst sich auch nicht mit Erkrankungen auf psychiatrischem
Fachgebiet begrÃ¼nden. Wie oben bereits ausgefÃ¼hrt wurde, bestehen keine
ausreichenden Anhaltspunkte, dass der KlÃ¤ger unter einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung gelitten hat bzw. leidet. Zwischen der Depression und dem
Unfall besteht â�� wie oben dargelegt â�� keine KausalitÃ¤t. Der KlÃ¤ger hat sich
Mitte 2016 erstmals in schmerztherapeutische Behandlung begeben. Der
behandelnde Schmerzmediziner Dr. SÃ¶. diagnostizierte eine chronische
Schmerzkrankheit mit somatischen, aber auch psychischen Faktoren. Der Gutachter
Dr. Fb. hat auf psychiatrischem Fachgebiet keine messbare MdE feststellen
kÃ¶nnen. Der Unfall sei nicht geeignet gewesen, bei dem bis dahin seelisch
gesunden Mann einen seelischen Erstschaden zu setzen. Die kÃ¶rperlichen
Unfallfolgen seien komplikationslos in regelhafter Zeit ausgeheilt. Aufgrund des erst
lange nach dem Unfall aufgetretenen Schmerzsyndroms, der nicht
schwerwiegenden Unfallfolgen und der gleichen Schmerzsymptomatik in beiden
Beinen ist den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen von Dr. Fb. zu folgen und ein
Zusammenhang zwischen der somatoformen SchmerzstÃ¶rung und dem
Unfallereignis zu verneinen.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 21.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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